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Preußiſche Geſetzſammlung 
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Inhalt: Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen (Gebührenordnung für 

° Auflöfung von Familiengütern), S. 429. — Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und des Innern, betreffend 
Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahren beim Bau einer neuen Werrabrücke durch die Landgemeinde Großburſchla, S. 436. 
— Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Erweiterung 
des Fiſchereihafens in Geeſtemünde, S. 436. — Er laß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend Anwendung des verein, 
fachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau der Anlagen zur Fortleitung und Verteilung des aus den ſtaatlichen Kraftwerken im 
oberen Quellgebiele der Weſer bezogenen elektriſchen Stromes, S. 436. 5 


(Nr. 12152.) Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Familiengüter und Hausvermögen 
(Gebührenordnung für Auflöſung von Familiengüternh. Vom 18. Juni 1921. 


Auf Grund der SS 3, 25 des Adelsgeſetzes vom 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 367) in Verbindung mit 
§ 41 Abf. 2 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) verordnet 
das Staatsminiſterium, was folgt: 
ö 81. 

Die Berechnung der Gebühren und Auslagen in dem Verfahren vor den Auflöſungsbehörden (SS 27, 
42 3. A. V. und Ziffer 6 der Verordnung, betreffend die Aberleitungsvorſchriften zum Adelsgeſetze, vom 3. März 
1921 — Gefeßfamml. S. 339 —) ſowie die Vergütung für die Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, Zeugen und 
Sachverſtändigen in dieſem Verfahren beſtimmt ſich ausſchließlich nach den Vorſchriften dieſer Verordnung. 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen über Verfahrenskoſten. 
82 
BEE Ä 
(i) Zur Zahlung der Koſten des Verfahrens ift, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, der Beſitzer 
unter Beſchränkung auf den Stamm des gebundenen Vermögens verpflichtet. Für die Aufſichtsgebühren 
(SI und 13 Abſ. 1 Ziffer 6) haftet er auch perſönlich. 

(2) Hat die Aufſichtsbehörde einem anderen als dem Beſitzer Verfahrenskoſten auferlegt, ſo haftet der 
andere ünbeſchadet einer beſtehenden Vorſchußpflicht an Stelle des Beſitzers. 

(3) Im übrigen finden die Vorſchriften der 88 2, 4, 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und daneben 
bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen die Vorſchriften der 88 86 Abf. 2, 87 bis 89, 92 des Deutſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes ſinngemäße Anwendung. 

5 83. 


(1) Die Gebühren werden, ſoweit nicht etwas anderes beſtimmt iſt, nach dem Werte des Gegenſtandes, 
auf den ſich das Geſchäft bezieht, berechnet. Betrifft das Geſchäft das Recht an einer Sache, ſo iſt der 
Wert dieſes Rechtes maßgebend. Auf die Bemeſſung des Wertes finden die Vorſchriften des § 19 Abſ. 3, 
88 20, 21, 23 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen die Vorſchriften 
der §8 9 bis 15 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 

(2) Der für die Berechnung der Verfahrensgebühren feſtgeſetzte Wert iſt auch für die Berechnung der 
Gebühren der Rechtsanwälte maßgebend. 
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(1) Die Feſtſetzung des Wertes erfolgt gebührenfrei durch den Schriftführer. Ihm liegt auch die 
Berechnung der Koſten ob. Die Wertfeſtſezung und der Koſtenanſatz des Schriftführers können von dem 
Vorſitzenden der Auflöſungsbehörde im Aufſichtswege geändert werden, ſoweit nicht bereits darüber eine Ent- 
ſcheidung der Auflöſungsbehörde ergangen iſt. 

(2) Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen die Wertfeſtſetzung oder den Koſtenanſatz ent⸗ 
ſcheidet, ſofern nicht der Schriftführer die Erinnerung für begründet erachtet und ſelbſt Abhilfe ſchafft, die 
Auflöſungsbehörde gebührenfrei. 

(3) Gegen den Beſchluß des Auflöſungsamts für Familiengüter ſteht dem Zahlungspflichtigen und der 
Staatskaſſe die Beſchwerde an das Landesamt für Familiengüter zu, wenn der Wert des Beſchwerdegegen— 
ſtandes den Betrag von 2000 Mark überſteigt. Die Beſchwerde iſt bei dem Auflöſungsamt einzureichen. 
Die Entſcheidung des Landesamts iſt endgültig. Der § 26 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt ſinngemäß. 

(4) Die Vertretung der Staatskaſſe in dem im Abſ. 3 bezeichneten Beſchwerdeverfahren ſteht dem 
Rechnungsdirektor des Oberlandesgerichts am Sitze des beteiligten Auflöſungsamts zu. Die mittels Be⸗ 
ſchwerde anfechtbaren Beſchlüſſe des Auflöſungsamts, durch welche der Koſtenanſatz ermäßigt wird, find ihm 
zur Prüfung vorzulegen. 

(5) Für die Feſtſetzung der in einem ſtreitigen Verfahren dem Beteiligten zu erſtattenden Koſten gelten 
die Beſtimmungen der §§ 103 bis 107 der Zivilprozeßordnung ($ 28 Abſ. 3 Satz 3 der Zwangsauflöſungs— 
verordnung) entſprechend. Der § 29 Abſ. 3 Satz 1 der Zwangsauflöſungsverordnung findet Anwendung. 


8 8 5. 

(1) Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht ſtatt. Der 
§ 2 Abſ. 2 und 3 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes gilt entſprechend. 

(2) Die zur Erhebung kommenden Stempel werden nach den für Gerichtskoſtenſtempel geltenden Vor⸗ 
ſchriften behandelt. Die §§ 30 und 31 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes finden mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß über Einwendungen und Beſchwerden, welche die Feſtſetzung des für die Stempel⸗ 


berechnung maßgebenden Wertes oder den Anſatz von Stempelbeträgen betreffen, gemäß $ 4 dieſer Verord- 
nung entſchieden wird. 
$ 6. 


(1) Bei ſtreitigen Vermögensanſprüchen iſt von dem Antragſteller für jede Inſtanz ein Gebührenvor⸗ 
ſchuß zu zahlen. Der Vorſchuß beträgt ſoviel wie die höchſte Gebühr, welche für die Inſtanz zum Anſatze 
kommen kann. Die Vorſchriften der 88 81, 85 und 90 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes gelten im 
übrigen ſinngemäß. — N 

(2) Auf die Einforderung von Auslagenvorſchüſſen findet der § 6 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichts— 
koſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 

8 § 7. 

Die Berechnung und Einziehung der nach dieſer Verordnung zu berechnenden Gebühren, Auslagen 

und Stempel erfolgt nach den für die Berechnung und Einziehung der Gerichtskoſten maßgebenden Vorſchriften. 


1. Abſchnitt. 


Die einzelnen Verfahrensgebühren. 
8. 
Als Verfahrensgebühren werden erhoben: 2 
1. die Aufſichtsgebühr; 
2. die Zwangsauflöſungsgebühr 
3. die Anſpruchsgebühr; 
4. die Beſchwerdegebühr. 


A 


8 9. 

(1) Als Aufſichtsgebühr werden jährlich nach dem Betrage des Vermögens fünfzehn Zehnteile der 
vollen Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. Dabei wird das angefangene 
Kalenderjahr ſowohl am Anfang als auch am Ende der Beaufſichtigung voll gerechnet. Die Gebühr um⸗ 
faßt die geſamte Tätigkeit der Auflöſungsbehörde vom Beginne der Zwangsauflöſung bis zum Freiwerden 
des Vermögens (88 1, 3, § 10 Abſ. 4 Satz 2, § 11 Abſ. 1 Satz 8 der Zwangsauflöſungsverordnung), ſoweit 
nicht für einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vorgeſehen find ($ 13). 

(2) Sofern eine Zwangsauflöſung nicht erfolgt, ſowie für die Zeit bis zum Beginne der Zwangs⸗ 
auflöſung ($ 3, $ 37 Abſ. 2, § 38 Abſ. 3 der Zwangsauflöſungsverordnung) wird jährlich die volle Gebühr 
des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes erhoben. Für das Jahr, in dem die Zwangsauflöſung be- 
ginnt, kommt indeſſen die Gebühr im Abſ. 1 zur Erhebung. 


(3) Soweit die Vorausſetzungen des § 96 Ziffer 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vorliegen, iſt 
unter ſinngemäßer Anwendung dieſer Vorſchrift die dort vorgeſehene Gebühr neben der Gebühr des Abſ. 1 
oder des Abſ. 2 zu erheben. Das gleiche gilt in den Fällen des § 10 Abſ. 2, $ 11 der Verordnung über 
Familiengüter in der Faſſung vom 30. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 77). 


(4) Für die Zeit vom Freiwerden des Vermögens bis zur Löſchung der Fideikommißeigenſchaft (Sperr- 
friſt) find für die Beaufſichtigung neben der Zwangsauflöſungsgebühr ($ 10) die Gebühren des Abſ. 1 und 
des Abſ. 3 nur zur Hälfte zu erheben. 

(5) Der Berechnung der Gebühren iſt, ſoweit nicht § 96 Ziffer 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
Anwendung findet, der Betrag des Vermögens nach Abzug der Schulden zugrunde zu legen. Der Wert 
von Gegenſtänden, die einen beſonderen künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen oder geſchichtlichen Wert haben ($ 18 
der Zwangsauflöſungsverordnung) iſt, ſolange ſie nicht gegen Entgelt veräußert werden, bei der Wert⸗ 
berechnung unberückſichtigt zu laſſen; das gleiche gilt hinſichtlich der gemeinnützigen Anſtalten ($ 17 der 
Zwangsauflöſungsverordnung). 

5 810. 

(1) Als Zwangsauflöſungsgebühr wird das Vierfache des im § 57 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
beſtimmten Gebührenſatzes B nach dem Betrage des Vermögens erhoben. Sie umfaßt die geſamte Tätigkeit 
der Auflöſungsbehörde während der Sperrfriſt und die vor der Sperrfriſt erfolgende Bildung von Wald- 
Oeich⸗, Wein- und Landgütern (88 12 bis 16 der Zwangsauflöſungsverordnung) und von Stiftungen ($ 32 
Abſ. 2 a. a. O.), die Maßnahmen, betreffend die gemeinnützigen Anſtalten und Leiſtungen (§ 17 a. a. O.), 
die Sicherſtellung von Gläubigern (88 22 bis 24, 4, 7, 11, 20 und 21 a. a. O.) und die Sicherung von 
Gegenſtänden von künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem oder geſchichtlichem Werte ($ 18 a. a. O.), ſoweit nicht für 
einzelne Geſchäfte beſondere Gebühren vorgeſehen ſind. 2 


(2) Die Gebühr wird bei Samtfideikommiſſen ($ 10 der Zwangsauflöſungsverordnung) vom ganzen 
Vermögen, bei Geldfideikommiſſen (§ 11 a. a O.) von dem jeweilig freiwerdenden Teile des Vermögens er⸗ 
hoben; im Falle des Widerrufs ($ 8 Abſ. 3 a. a. O.) und bei Zwergfideikommiſſen (§ 9 a. a. O.) kommt fie 
nur zur Hälfte zur Erhebung. i 

(3) Bei Beginn der Sperrfriſt iſt ein zur Deckung der Hälfte der Zwangsauflöſungsgebühr voraus⸗ 
ſichtlich ausreichender Betrag als Gebührenvorſchuß zu erheben. Schon vorher kann in Anrechnung auf die 
Zwangsauflöſungsgebühr ein entſprechender Vorſchuß erhoben werden, wenn Anträge auf Bildung eines 
Wald-, Deich, Wein- oder Landguts (58 14 bis 16 der Zwangsauflöſungsverordnung) vor Beginn ber 
Sperrfriſt geſtellt werden. 


(4) Bei der Wertberechnung iſt das Notopfer abzuſetzen. Im übrigen findet ein Schuldenabzug nicht 
ſtatt. Der § 9 Abſ. 5 Satz 2 gilt ſinngemäß. 


811. 


(1) Als Anſpruchsgebühr wird erhoben die volle Gebühr des § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
für die Entſcheidung einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens über ſtreitige, bei dem Auflöſungsamt 
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anhängig gemachte Anſprüche. In den Fällen des $ 39 der Zwangsauflöſungsverordnung iſt fie nur zu erheben, 
wenn das Vermögen auf Antrag für frei erklärt oder das Verlangen des Antragſtellers, das Vermögen für 
gebunden zu erklären, abgelehnt wird. 


(2) Die Anſpruchsgebühr wird nur zu zwei Zehnteilen erhoben, wenn der ſtreitige Anſpruch durch 
Vergleich, Anerkenntnis oder Verzicht erledigt wird. 


(3) Für die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des § 27 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungsverordnung 
wird ein Zehnteil der Anſpruchsgebühr erhoben. Das Auflöſungsamt kann indeſſen aus Billigkeitsgründen 
anordnen, daß von der Erhebung dieſer Gebühr abzuſehen iſt. 


§ 12. 

Als Beſchwerdegebühr wird erhoben die volle Gebühr des § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes für 
die Entſcheidung einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens in der Beſchwerdeinſtanz, wenn die Beſchwerde 
zurückgewieſen wird oder die Koſten des Verfahrens einem Gegner zur Laſt fallen. § 11 Abſ. 2 gilt ent⸗ 
ſprechend. Das Landesamt kann die Gebühr aus Billigkeitsgründen ermäßigen oder anordnen, daß von der 
Erhebung einer Gebühr abzuſehen iſt. 


: $ 13. 
(1) Außer den im § 8 bezeichneten Gebühren werden erhoben: 


1. für die Aufnahme von Familienſchlüſſen oder Beſchlüſſen gemäß § 10 Abſ. 6 der Zwangsauflöſungs— 
verordnung die Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes; betrifft der Familienſchluß 
jedoch die freiwillige Auflöſung des Familienguts ($ 38 Abſ. 1 der Zwangsauflöſungsverordnung, 
§ 2 der Verordnung über Familiengüter), das Dreifache der Gebühr des § 57 B des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes; 

2. für die Errichtung von Stiftungen in den Fällen des § 10 Abſ. 8 und 9, 88 14 bis 16 und 21 
der Zwangsauflöfungsverordnung und für die Anderung von Satzungen in dieſen Fällen die 
Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes; für die Beaufſichtigung der Stiftung in 
dieſen Fällen und in den Fällen der SS 17 und 18 der Zwangsauflöſungsverordnung jährlich 
drei Zehnteile der vollen Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Soweit die 
Errichtung einer Stiftung auf Grund eines Familienſchluſſes erfolgt, wird eine beſondere Gebühr 
für die Errichtung der Stiftung neben der Gebühr für die Aufnahme des Familienſchluſſes nicht 
erhoben; 

3. für die Einleitung einer Pflegſchaft einſchließlich der Beſtellung des Pflegers (§ 19 Abſ. 9, § 28 
Abſ. 10 der Zwangsauflöſungsverordnung, § 3 Abſ. 4 der Verordnung über Familiengüter) die 
Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Die gleiche Gebühr wird auch erhoben 
für die Beſtellung eines Pflegers aus Anlaß der Einleitung einer Schuldenpflegſchaft, ſofern der 
Pfleger nur zu vorbereitenden Maßnahmen beſtellt wird (§ 26 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungs⸗ 
verordnung) 

4. für das Schuldentilgungsverfahren (§ 26 der Zwangsauflöſungsverordnung) ſowie für das 
Schuldenpflegſchaftsverfahren (3.26 Abſ. 5 a. a. O.) die halbe Gebühr des § 8 des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes. Die Vorſchriften des § 52 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes find ent- 
ſprechend anzuwenden. Auf die Gebühr für das Schuldenpflegſchaftsverfahren iſt die Gebühr zu 
Nr. 3 Satz 2 anzurechnen. Für das Schuldentilgungsverfahren im Falle des § 12 Abſ. 4 der 
Zwangsauflöſungsverordnung wird eine Gebühr nicht erhoben; 

5. im Verfahren einer Sequeſtration ($ 28 Abſ. 12 der Zwangsauflöſungsverordnung) für jedes 
Jahr fünf Zehnteile der Gebühr des § 123 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Die Beſtim⸗ 
mungen der §§ 130, 131 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gelten finngemäß; f 

6. für die Führung der geſamten Aufficht über ein Waldgut, einſchließlich der gemäß § 12 und $ 13 
der Zwangsauflöſungsverordnung vorkommenden Geſchäfte, jährlich nach dem Bekrage des Ver⸗ 
mögens die Gebühr des § 33 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Die Gebühr entfällt, ſoweit 
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die Aufſichtsgebühr aus § 9 dieſer Verordnung zu erheben iſt. Die Vorſchrift über die Wert- 
berechnung im § 9 Abſ. 5 gilt finngemäß. 

(2) Es kommen ferner zur entſprechenden Anwendung: 

1. die Vorſchriften der §§ 86 bis 88, 90 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes für das Auseinander- 
ſetzungsverfahren über die Anteile eines Samtfideikommiſſes gemäß § 10 Abſ. 5 der Zwangs⸗ 
auflöſungsverordnung; 

2. die Vorſchriften der 88 50 bis 56, 58, 82 und 95 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Fidei⸗ 
kommißkonkursverfahren ($ 26 Abf. 6 der Zwangsauflöſungsverordnung)) 

3. die Vorſchriften des § 103 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzs im Verfahren zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen (§ 25 Abſ. 1, § 28 Abſ. 12 der Zwangsauflöſungs verordnung) / 

4. die Vorſchriften des § 44 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Aufgebotsverfahren gemäß § 25 
Abſ. 6 der Zwangsauflöſungsverordnung; in den Fällen des § 10 Abſ. 7 und des $ 25 Abſ. 2 
der Zwangsauflöſungsverordnung iſt nur die Hälfte der Sätze des § 44 des Deutſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes zu erheben; 

5. die Vorſchrift des § 50 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes auf die Aufnahme von Vermögens⸗ 
verzeichniſſen, wenn das Geſchäft von der Auflöſungsbehörde ſelbſt vorgenommen wird; 

6. die Vorſchriften des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes im Vollſtreckungsverfahren (§ 28 Ziffer 12 der 
Zwangsauflöſungsverordnung), ſoweit keine beſondere Gebühr angeordnet iſt (Abſ. 1 Ziffer 5, 
Abſ. 2 Ziffer 3). b 

Für die Entſcheidung über die Exteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung, von Zeugniſſen 
über die Rechtskraft und über Feſtſetzung der einem Beteiligten zu erſtattenden Koſten wird eine 
Gebühr nicht erhoben. 

$ 14. 

Auf die Erhebung von Auslagen find die Vorſchriften der $$ 112 bis 115, 117 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend anzuwenden; ſoweit Gebühren nach den Vorſchriften des Deutſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes zu erheben find, gilt für die Berechnung des Pauſchſatzes der §H 80 b des Deutſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes ſiungemäß. Im Falle des § 115 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes gelten für die N 
und Fahrkoſten die Beſtimmungen über die Reiſekoſten in Staatsdienſtangelegenheiten. Die Mitglieder der 
Auflöfungsämter beziehen die Sätze der Beſoldungsgruppe XII und die des Landesamts die Sätze der Be⸗ 
ſoldungsgruppe XIII, ſoweit ſie nicht einer höheren Beſoldungsgruppe angehören. 


SE: 
Im übrigen gelten in Anſehung der anzuſetzenden Koſten ſinngemäß die Beſtimmungen 
der § 6 Abf. 2, 887 bis 18, § 24 Abſ. 2, 8 27 Abſ. 2, 88 32, 40, 41, SS 52, 90, 108 
Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2, § 109 Abſ. 1, 88 110, 118, 122, 140 und 144 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes 
und daneben bei ſtreitigen Anſprüchen die Beſtimmungen 
der 88 3, 28, 46, 47, 48, 88 93, 94 Ziffer 1 und 2, $$ 97, 98, 99 und 101 des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes. 


5 III. Abſchnitt. 
Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte, der Gerichtsvollzieher und der Zeugen 
und Sachverſtändigen. 
$ 16. 

(1) Der Rechtsanwalt erhält für die Vertretung des Beſitzers in dem Verfahren vor den Auflöſungs⸗ 
behörden während der Sperrfriſt ($ 22 Abſ. 1 S. 1 der Zwangsauflöſungsverordnung), wenn ſich die Ver⸗ 
tretung auf das geſamte Verfahren erſtreckt, die volle Gebühr des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte uſw, vom 21. März 1910 (Geſetzſamml. 
S. 261). Erſtreckt ſeine Tätigkeit ſich dabei auf die Vertretung des Beſitzers im Konkurſe, Schuldentilgungs⸗, 
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Sicherungs- oder Pflegſchaftsverfahren (88 23 bis 26 der Zwangsauflöſungsverordnung) oder im Verfahren 
der Bildung eines Wald“, Wein, Deich- oder Landguts, einer Stiftung oder der Übertragung des Vermögens einer 
gemeinnützigen Anſtalt ($$ 12 bis 18 a. a. O.), fo kann die Gebühr bei beſonderer Mühewaltung des 
Rechtsanwalts angemeſſen erhöht werden, ſie darf aber insgeſamt das Zweifache der vollen Gebühr des 
Artikel 3 a. a. O. nicht überſteigen. 

(2) Beſchränkt fi) die Tätigkeit des Rechtsanwalts während der Sperrfriſt auf die Vertretung des 
Beſitzers in einer der im Abſ. 1 Satz 2 genannten Verfahrensarten, ſo erhält er drei Zehnteile der vollen 
Gebühr des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher; in ſchwierigen Fällen kann dieſe Vergütung auf den Betrag der 
vollen Gebühr erhöht werden. Dieſe Beſtimmungen gelten auch für die entſprechende Tätigkeit des Rechts- 
anwalts vor Beginn der Sperrfriſt. 

(3) Für die Vertretung des Beſitzers oder eines anderen Beteiligten im Verfahren der freiwilligen Auf- 
löſung ($ 38 der Zwangsauflöſungsverordnung) erhält der Rechtsanwalt, wenn ſich ſeine Tätigkeit auf das 
ganze Verfahren erſtreckt, die volle Gebühr des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher. In beſonders ſchwierigen Fällen 
kann dieſe Gebühr auf das Zweifache erhöht werden. 

() Im übrigen erhält der Rechtsanwalt, ſoweit es ſich nicht um die Vertretung im Verfahren über 
einen ſtreitigen Anſpruch handelt (§ 17), eine Vergütung für feine Tätigkeit nach Maßgabe der Vorfchriften. 
in Artikel 4 bis 6, 8 bis 17 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher. Neben den allgemeinen Gebühren in Abſ. 1 bis 3 erhält er in⸗ 
deſſen nur die Sondergebühren der Artikel 10 und 13 a. a. O. mit der Maßgabe, daß ihm für die An⸗ 
fertigung des Entwurfs eines Nechtsgeſchäfts eine beſondere Gebühr nicht zuſteht. 

(5) Über die Befugnis zur Erhöhung der Gebühren in Abſ. 1 bis 3 entſcheiden die Auflöſungsbehörden. 
Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamtes ſteht dem Rechtsanwalt und ſeinem Auftraggeber ohne Rückſicht 
auf die Höhe der Beſchwerdeſumme die Beſchwerde an das Landesamt zu. 


917. 


Dem als Bevollmächtigten einer Partei in einem vor dem Auflöſungsamt anhängigen Streit über 
einen Anſpruch beſtellten Rechtsanwalte ſteht für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Information die Hälfte 
der Sätze des § 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte zu (Prozeßgebühr). Die gleiche Gebühr er⸗ 
hält er für die mündliche Verhandlung (Verhandlungsgebühr), für die Mitwirkung bei einem zur Bei⸗ 
legung des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleich (Vergleichsgebühr) und für die Vertretung im Beweis⸗ 
aufnahmeverfahren (Beweisgebühr). 

§ 18. 


(1) Die Gebührenſätze des § 17 gelten auch im Beſchwerdeverfahren vor dem Landesamte, wenn ein 
ſtreitiger Anſpruch Gegenſtand der Beſchwerde iſt. 

(2) In allen anderen Fällen erhält der Rechtsanwalt für die Vertretung im Beſchwerdeverfahren drei 
Zehnteile der Sätze des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher. - 

(3) Für die Vertretung im Verfahren über den Einſpruch (§ 27 Abſ. 5 der Zwangsauflöſungsverordnung) 
erhält der Rechtsanwalt, der die Partei bereits in dem vorausgegangenen Verfahren vertreten hatte, bei 
ſtreitigen Anſprüchen noch drei Zehnteile der in dem $ 17 beſtimmten Gebühren, in allen anderen Fällen 
noch zwei Zehnteile der Sätze des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher. 
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6) Im übrigen finden unbeſchadet der Beſtimmungen im Abſ. 2 für die Vertretung im Verfahren über 
ſtreitige Anſprüche und für die Vertretung eines Gläubigers im Fideikommißkonkursverfahren die Beſtimmungen 
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der Abſchnitte 1 bis 3, 5 bis 7 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſprechende Anwendung mit der 
Maßgabe, daß an Stelle der vollen Sätze des § 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte fünf Zehnteile 
dieſer Sätze als volle Gebühr gelten. 

(2) In den Fällen der SS 88, 89 und 93 Abſ. 4 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſcheiden 
die Auflöſungsbehörden endgültig. 

20. 

Für die Gebühren und Auslagen der Gerictsdoliher gelten die Beſtimmungen der Artikel 19 bis 27 
des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der 
Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 (Geſetzſamml. S. 261) und für die Gebühren und Auslagen der 
Zeugen und Sachverſtändigen die Beſtimmungen der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 
nach Maßgabe dieſer Verordnung ſinngemäß. 


W. Abschnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
21 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung ſind auch dann anwendbar, wenn in den durch die Verordnung 
getroffenen Angelegenheiten an Stelle der Auflöſungsbehörden ein Gericht tätig wird. 


§ 22. 

In allen Fällen, in denen in dieſer Verordnung auf das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz, das Deutſche 
Gerichtskoſtengeſetz, das Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte und der Gerichtsvollzieher, die Gebührenordnung der Rechtsanwälte und die Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige Bezug genommen iſt, gelten die Beſtimmungen des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 184), des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 659), des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 1910 (Geſetzſamml. S. 261), der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 692) und der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Juni 1878 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173) in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 689) mit allen Abänderungen, die 
dieſe Geſetze bisher erfahren haben oder noch erfahren werden. 


8 23. 

Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1921 in Kraft. Soweit nach Übergangsvorſchriften 
noch Geſchäfte vorkommen, für welche in dieſem Geſetze keine Beſtimmungen getroffen ſind, bleiben die bis⸗ 
herigen Vorſchriften maßgebend. a 

Der Juſtizminiſter kann nähere Vorſchriften, insbeſondere zur Ausführung dieſer Verordnung, erlaſſen. 

Berlin, den 18. Juni 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


(Nr. 12153.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und des Innern, betreffend Anwendung des 
n vereinfachten Enteignungsverfahrens beim Bau einer neuen Werrabrücke durch die Landgemeinde 
Großburſchla. Vom 2. Juni 1921. 5 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 
(Geſetzramml. S 159) in der Faſfung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 
25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 
(Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, 
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daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung und des Geſetzes bei der 
Ausübung des der Landgemeinde Großburſchla durch die Urkunde vom heutigen Tage zur Herſtellung der 
für den Bau einer neuen Werrabrücke erforderlichen Straßenerweiterungen verliehenen Enteignungsrechts 
Anwendung zu finden hat. 8 


Berlin, den 2. Juni 1921. 


Zugleich für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Der Miniſter des Innern. 


Im Auftrage 
Mulert. 


(Nr. 12154.) Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei der Erweiterung des Fiſchereihafens in Geeſtemünde. Vom 22. Juni 1921. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. Sep⸗ 
tember 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Jaſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. 
©. 57), 25. September 1915 (Gefehfamml. S. 141) und 15. Auguft 1918 (Gefekfamml. S. 144) ſowie des 
Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beftimmt, daß dieſes Verfahren bei dem von 
der Staatsbauverwaltung auszuführenden, durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen 
Tage mit dem Enteignungsrecht ausgeſtatteten Unternehmen zur Erweiterung des Fiſchereihafens in Geefte- 
münde Anwendung findet. . 


Berlin, den 22. Juni 1921. ö 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage 
Krohne. 


(Nr. 12155.) Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei dem Bau der Anlagen zur Fortleitung und Verteilung des aus den 


ſtaatlichen Kraftwerken im oberen Quellgebiete der Weſer bezogenen elektriſchen Stromes. 
Vom 22. Juni 1921. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 
1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), 
25. September 1915 (Geſetzſamml. ©. 141) und 15. Auguſt 1918 (Gefeßfamml. ©. 144) ſowie des Geſetzes 
vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß dieſes Verfahren bei dem von den 
Landkreiſen Caſſel, Fritzlar, Hofgeismar, Homberg, Melſungen und Witzenhauſen im Regierungsbezirke Caſſel, 
den Landkreiſen Götkingen, Münden und Uslar im Regierungsbezirke Hildesheim, den Landkreiſen Höxter und 
Warburg im Regierungsbezirke Minden auszuführenden, durch Allerhöchſten Erlaß vom 2. Oktober 1913 mit 
dem Enkeignungsrecht ausgeſtatteten Unternehmen für die Fortleitung und Verteilung des zur Verſorgung des 
eigenen Kreisgebietes aus den ſtaatlichen Kraftwerken im oberen Quellgebiete der Weſer bezogenen elektriſchen 
Stromes Anwendung findet. 


Berlin, den 22. Juni 1921. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage 


Krohne. 
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